
T/,,9nq2,3 ft: (4
T116
sPz
6rü.rc
wf
L;rzk

Lu srADrnÄre
Vn*rärQ

DR. THOMAS KIENLE
Friedenstraße 1
89073 Ulm
kienle@anhaeusser.de
0731 - 9260 9530

Herrn Oberbürgermeister
lvo Gönner
Rathaus

89077 Ulm

Zentrale Dienste

Fino 0 8. Dez. m
Tgb.-Nr.

08"%.03

Bgtreff; Gründung eines Europäischen Verbunds für territoriale Zusammenarbeit

Sehr geehrter Hen Oberbürgermeister Gönner,

mit Verordnung vom 5. Juli 2006 des Europäischen Parlaments und des Rates, wurde die
Möglichkeit der Gründung eines so genannten Europaig.chgnr Verhntndg fgl territoriale
Zusammenarbeit ,El./rrZ\ eröffnet. Ein solcher Verbundl hat zum äiel, die
greff i tÄsnat iona|eund/oderinterregiona|eZusammenarbeitanr ischen
seinen Mitgliedern zu erleichtern und zu fördern, wobei sein ausschließlicher Twec( darin
besteht, den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu stärken.

Dabei kann sich ein Elüi'Z aus Mitgliedstaaten, regionalen sowie lokalen
Gebietskörperschaften, Vereinigungen und sonstigen öffenttichen Körperschaften
zusamrnensetzen. Zuständig für eine Genehmigung eines solchen Verbunds sind die
Mitgliedstaaten, in Baden-Württemberg das Regierungspräsidium Freiburg (Ansprechpartner
Herr Ltd. Regierungsdirektor Wilderich von Droste-Hülshoff Telefon: 0761 208-1 047).

Als Vorteile eines EVTZ werden vom Deutschen Städte- und Gemeindeverbund unter
anderem folgende Argumente genannt:

r Seine Mitglieder bilden eine einzige rechtsfähige Körperschaft mit einheitlichen Regeln
für die Durchführung gemeinsamer Initiativen in zwei oder mehr Mitgliedstaaten. Dies
bedeutet, dass es beispielsweise einen einheitlichen Arbeitsvertrag für die Mitarbeiter
und gemeinsame Beschaffungsverfahren gibt. Auftragnehmer können somit leichter für
einen EWzarbeiten.

. Die betrotfenen Parteien in zwei oder mehr Mitgliedstaaten können gemeinsam an
Initiativen arbeiten, ohne dass sie eine internationale Vereinbarung untezeichen und
ihrem jeweiligen Parlament zur Ratifizierung vorlegen müssen.

o Die EVTZ können direkt an den Aufrufen von EU-Tenitorialprogrammen zur
Einreichung von Projektvorschlägen teilnehmen und als einzige Venualtungsbehörde
dafür auftreten.

o Sie sind ein deutliches politisches Signal, dass die Zusammenarbeit mit Partnern in anderen
Mitgliedstaaten wichtig ist und von der höchsten politischen Ebene unterstützt wird.



Ein solcher EWZ ist aus unserer Sicht ein geeignetes Mittel, um die Zusammenarbeit der
Städte und Regionen, welche schon heute durch den Rat der Donaustädte und - Regionen
einen starken politischen Willen zeigen, effektiv in einem ,,europäischen Zweckverband" zu
bündeln und damit den Zielsetzungen aus den Abschlusserktärungen und Deklarationen noch
stärker gerecht zu werden. Durch die Notwendigkeit einer Satzung könnten klare Aufgaben
und Ziele der Zusammenarbeit und deren Finanzierung definiert werden. Die bisherige
Zusammenarbeit der Städte und Regionen in den Bereichen

o Sicherstellung einer nachhaltigen Umwelt
, Entwicklung nachhaltiger Energie - Versorgungssysteme
. Intensivierung der wirtschaftlichen Verflechtung
. Stärkung der Bürgenechte und der Zivilgesellschaft
r Sicherung, Entwicklung und Nutzung der kulturellen Vielfalt des Donauraums
. Ausbau der wissenschaftlichen Netzwerke

könnte zudem institutionell verfestigt werden.

Zudem könnte ein EIVTZ den Städten und Regionen entlang der TEN Magistrale Paris -
Bukarest, den notwendigen Aktionsrahmen und den notwendigen institutionellen Rahmen
geben, um die so dringend geforderte Schnellbahntrasse nun endlich zu finanzieren und
umzusetzen.

Stuttgart - Ulm 21 wie auch die Weiterentwicklung und Intensivierung der EU-
Donauraumstrategie fordern eine gemeinsame regionale Anstrengung auf europäischer Ebene
und eine Intensivierung der ohnehin schon engen Zusammenarbeit. Als Sitz eines EIWZ
schlagen wir Ulm vor.

Wir stellen daher folgenden Antrag:

1 .Zup rü fenundmi tdenM i tg | i eg ionenzuk tä ren ,
ob die Aktiv onaustädte und -Regionen und
dessqg.*vidf-qilfiigß^*inlg$_?tionate Vernetzungen und Beziehungen in einem EVTZ
zusammengefasst wetG'können um diese zu stärken und gemeinsame Aktivitäten zu
fördem.

Zusammen mit den Industrie- und Handelskarnrno{R"**"prüfen, ob der Städtebund
ent|angderMg,gist,re|9..P3'iF,:''Fgh"r..estjn..e[n".ErMä*'ffiwerdenkann.

In Zusanimenarbeit mit den Städten und Regionen eine Satzung zu erarbeiten, welche
von den regionalen Gremien beschlossen werden kann.

2.

3.

Dr. Thomas Kienle Christof Nagel
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Ons uunoplüscnE PARIAMENT UND DER RAT DER EURG
pÄscnrxuNroN -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäschen
Gemeinschaft, in$esondere auf Artikel 159 Absatz 3,

auf Vonchlrg d"t Kornmission,

nach Stellungnahme des Europäischcn Wirtschafu- und Sozial-
ausschusses {t),

nach Stellungnahme des Aussclnsses der Regionen $,

gemäß dem Yerfa;hren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägrmg nachstehender Grände:

tU Nach Artikel 159 Absatz 3 des Vertrags können spezifi-
sche Aktionen außerhalb der in Absatz 1 ienes Ädkels
angeftihrten Fonds bescbloesen werden, um das im Ver'
trag niedergelqrc Ziel des wirachaftlichen und sozialen
Zusammenhalts zu verwirklicherr Die harmonische Ent-
wicklung des gesamtcn G$iets dcr Ccmeinschaft und
die Stärkrurg des wirtschaftlichen, soziden und territoria-
len Zusammenhala bedingen eine Verstärkung der terri-
torialen Zusammenaöeit. Zu öesem Zweck sollten die
Maßnahmcn ergriffen urerrdeo, die frr die Veöessenrng
dcr Bedingungen notrrendig sind, unter denen die Aktio-
nen der tetritorialen Zrsammenaöeit verwirHicht wer-
den

(2) Es b€darf geeigneter Maßnahmcn anr Reduzienurg der
Schwierigkeiten, vor welchen die Mitgliedstaaten und
irubesondere die Rqgionen und die lokalen Behftden bei
der Durc"hfürhrung und Vercralürng der Aktionen der ter-
ritorialen Zusammenarbeit irn Rahrnen der unterschiedli-
chen nationalen Vorschrifterr rmd Verfahren stehen-

Da insbesondere die Zahl der Land- und Meeresgrenzen
in der Gemeinschaft infolge ihrer Erweiterung zugenom-
men hat, mws der Ausbau der territorialen Zusammen-
arbeit in der Gemeinschaft veleinfacht werden.

Die vorhandenen Instnrment€, wie die Eruopäische wirt-
schaftliche Interessenvereinigrmg, haben sich als wenig
geeignet erwiesen, um eine strukturierte Zusammenar-
beit im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative Inte-rrqg im
kogrammzeitraum 2000 bis 20Q6 zu gestalten.

L 2101r9

Der Besitzstand des Europarats umfasst verschiedene
Möglichkeiten und Rahmenstruku.ren für die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zwischen den regionden
und lokalen Behörden- Mit diesem Rechtsakt wird nicht
das Ziel verfolgt, diese Rahmenstru,kruren zu umgehen
oder eine Reihe qpezieller gerreinsamer Vorschriften fr-ir
eine einheidiche gemeinschaftsweite Rcgelung dler
betreffcnden Vereinbarungen vorzugeben-

Die Veror&rung {EG} Nr. 1083/2006 des Rates vom
11. tuli 2006 mit allgcmeinen Bestimmungcn über den
Europäischen Fonds für regionde Entwickhmg, den
Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds f)
erhöht das Ang$ot an Miueln zur Unterstützung der
zuropäschen territorialcn Zusammenaöeit

Es ist 6enfalls notwendig, die tlurchfihrung von Aktio-
nen der territorialen Zrsarnmena6eit ohne einen finan-
ziellen Beitrag d€r Gemeinschaft zu nereinfachen ürd
fortzufrhren.

Zur Libcrrindrmg dcr llindsniss€ für die tenioriale
Zusammenarbeit b€darf s eines Instnrments dcr Zusasr-
menaöeit auf gcmeiruchaftlidra Ebene, um im Gebiet
der Gcmeinschaft Kooperationsreüünde mit eigener
Rechtspersönlichkeit unter der Bczcichnung,Europä-
scher Verbtrnd für tertitoride Zusammenaö# WtZ).
zu grürrden. Der Rüctgriff auf einen E\ITZ solhe fakuha-
tiv scin.

Der EVTZ solltc dic Befirynis erhahen, frir seine Mitglie-
der, insbesondere der ihm angehörcnden regionalen und
Iotalcn Behörden" ar handeln-

Die Äufgaben und Bcfugtisse des EVTZ müssen in einer
gerqelt Yrcrrdert.

Der EVTZ sollte handeln können, um errtweder die
durch die Gemeinschaft kofinanzierten Prqgraarme oder
Proiekte für tenitoride Zusammenaöeit, insbesondere
im Rahmen der Stru&turfonds gcmäß der Vcrordnung
(EG) Nr. 108312006 und der Vercrdnung (EG) Nr. 10801
2006 des Europäischen Padamcnts und des Rates vom
5. luli 2006 über den Ernopäischen Fonds fiir regionale
Entwickhmg $. durchzuführar oder um Maßnahmen
der territoriden Zusamnenaöeit durchzuführen, die
allein auf die Initiative der Mtgliedstäaten und ihrer
regionalen und lotalen Behörden zurückgehen, mit oder
ohne ftnanzielle Beteiligrmg der Gemcinschaft.

k sollte präzisifi wd€x\ dnss die ftnanzielle Verant-
wortung der regionalen und lokalen Behörd€n sowie die
der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Verwaltung sowohl
der Gemeinschaftsrnittel wie der nationalen Mittel durch
die Schaffung eines EVTZ nicht bcrührt wird.

tle ---. :.-____hmsblan der Europitischen Union

/ - --:L

VERORDNLING {EG} Nr. 10S2/2006 DES EITROPftSC}IEN PARrÄME{TS trND DES RATES

vom 5. tuli 20ff

übcr dcü Euro'päischen Vcrütmd frr territoriah Ztcernmcnerücit (E!ttTZ)

t5)

(6)

@

(r)

(e)

{10}

( l  1)

t1)

(41

(1 2)

{r) ^BL C 255 vom 14.10.2005, S. /6.
f) ABl. C 7l vom 22.t.2A05,5.46-
(1 Steltunmahme des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2005 (noch

nicht im Amtsblan veiitffentlicht), Gemeinsamer Standpunkt des
Rates vom 12. funi 2006 (noch nicht im Amtsblan veröffendicht)
und Standp,unkt des Eumpäschen Parlaments vom 4. Iuli 2006
{noch nichi im Amtsblaa verOffendich$.

(') Sidre Seite 2i dicses Amtsbhts.
(t) Siehe Seite 1 dieses Amtbhtts.
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(13) Es sollte präzisien werden, dass die Befugnisse, die regio-
nale und lokale B&önden als öffentliche Kömerschaften
ausübeo, insbesondere die Polizei- und die Rigelungsbe-
firgnisse, nicht Gegenstand einer tlbereinhrnft-sein kon-
IICTL

(14) Ein EVTZ muss sich eiae Satzung geben und sich mit
ihm Agenen Organen sowie mit Regeln fir die Haus-
haltsftihnrrg und die Wahrnehmung seiner Grranziellen
Veranwortung versehen-

(15) Die tenitoriale Zusaurmenaöeit sol1te gernäß dem in
fufkel 5 des Vertrags niedeqgelegten Subsidiaritätsprin-
zip geschaffen werden. Gemiß dern in demselben Artikel
gerannten Cnrndsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese
Verordnung nicht über das ftir die Erreichung ihrer Ziele
erforderlicle Maß hinaus, da der Rückgriff auf den EVIZ
fakultativ erfolgt, irn Einklang mit der Verfassungsor&
nrrng jedCI Mitgliedstaats.

(16) Gennäß Ardkel 159 Absau 3 des Vertrags können
Redrtsträger aus Dritdändem nicht in Reütsvorsch,riften
einbezogen werdea die auf der Gnrndlage dieser Bestim-
mung erlassen werden. Die Annahme einer Gemein-
schafomaßnahme n$ Schaffung eines EVTZ solhe
jedocl nicht die Möglichkeit ausschließen, dass Rechts-
träger aus Drittländem an dem gemiß dieser Verord-
aung geschaffenen EVTZ teilnehmen können, sofern dies
nach dem Recht eines Drittlandes oder nach Abkommen
zwisc,hen Mitgliedstaaten und Drinländem crlaubt ist -

HABEN FOTGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikcl1

Naürr des EYTZ

(1) Ein Europäischer Verbund für tenitoride Zrsarnmenar-
beit - nachstehend ,E\|TZ" g€nannt - kafft auf dem Gebi*
dEr Gemeinschaft unter den Bedingungen und gemiß den Vor-
scbriften dreser Verordnung gegdrnd* werden

(2) Der EVTZ hat ztrm ZieL die grenzüberschneitende, trars-
nationale und/oder interregionale Zusammenarbeit - nachste-
hend 

"territoriale 
Zusammerarbeit" genaült - zn'ischen seinen

Mitgliedern nach Artikel 3 Absatz 1 zu erlei&tem und zu för-
dern, wobei sein ar:sschließlicher Zweck darin besteht, den
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhdt zu starken.

t3) Der EVTZ besitzt Rechtspersönlichkeit

(4) Der EVTZ verftigt in jedem Mitgliedstaat äber die wei-
tesqehende Rechts- und Geschafrsfiihigkeit, die im innenaatli-
chen Recht dieses Mitgliedstaats juristischen Personen zuer-
kannt wird. lnsbesondere kann er beweglic.hes tmd unbewegli-
ches Vertnögen erwerben und veräußern rmd Peconal einstel-
lea sowie vor Gericht auftreten.

Ariikel2

Anwendbares Recht

(1) Der EVTZ unterliegt

a) den Bestimmungen dieser Verordnung;

b) {en Bestimmr:ngen der in den Artikeln 8 und 9 genannten
IJbereinkunft und ds Satzung, soweit die vorliegende Ver-
ordnung dies ausdräcHich zulässt;

c) in Bezug auf von dieser Verordnung nicht oder nrr arm
Teil erfasste Bereiche den Rechtsvorschriften des Mitglied-
staats, in dem der EVTZ seinen Sitz har

Ist nach Gerneiruchaftsrecht oder internationalem Privatecht
festzulegen, welches Recht auf die Handlungen eines EVTZ
Anwendung findet, so wird der EVTZ ds Körpersclaft des Mit-
giiedsaats behandelt, in dem er seinen Sitz hat.

(2) Besitzt ein Mtgliedstaat mehrere Gebietskörpenchaften,
die irber ihre eigwren Recfitsvorsc.hrif,ten verftigen, so schließt
die Benrgnahme auf das anwendbare Recht nach Absatz 1
Buchstabe c das Recht dieser Kölperschaften ein, wobei der ver-
fassungsmdßigen Struknn des betrefienden Mitgliedstaats Rech-
nung z1l tragen ist.

Artihcl3

Zusammcr+s€tzurrg des EVTZ

(1) Der EVTZ setzt sich aus Mitgliedern nsammen, die
iunerhalb der Grenzen ihrcr Befugnisse nadr innerstaatlichem
Recht zu einer oder mehreren der rrachstehenden Kategorien
gehören:

a) Mitgliedstaaten;

b) regionale Gebietskörperschaften;

c) lokale Gebietskörperschaften;

d) Einric,htungen des öffentlic,hen Recha im Sinne des Ani-
kels 1 Absau 9 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2004/18lEG
des Ernopäischen Parlaments und des Rates vom 31. März
2004 über die Koordinienrng der Verfahren zur Vergabe
öffendicher Bauaufirägc Liefuaufträge und Dienstleisrungs-
aufträge (r).

Auch Verbände aus Einrichtungeu, die zu einer oder mebrererr
dieser Kategorien gehören, können Mitglieder sein.

(2) Der EVTZ besteht aus Migliedern aüs dem Hoheitsgebiet
von mindestens zwei Mitgliedstaaten.

Afikl;l4

Gründrmg des EVTZ

t1) Der Beschluss zur Grihrdung eines EVTZ wird auf Initia-
tive seiner potenziellen Mitglieder gefasst

(2) Jedes potenzielle Mitglied

a) teilt dem Mitglied,staag dessen Recht es unterliegt, seine
Absicht mit, ai einem E\I[Z teilaunehmen, und

b) übermittelt diesem Mitgliedstaat eine Abschrift des Vor-
schlags der in den ArtikJln 8 und 9 genannten Übereinkunft
und Satzung.

{') ABl. L f 34 vom 30.4.2004, S. 114. Zulent geändert durch die
" 

Verordnung BG) Nr. 208312005 der Kornmission (ABl. L 313 vom
20.12.2005, S. 28).
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(3) Nach der gemäß Absatz 2 abgegebenen Mitteilung eines
potenziellen Mitglieds genehmigt der betreffende Mrtgliedstaat
entsprechend seiner verfassungsmlßigen Stnrktur dessen Teil-
nahme an dem E!/TZ, es sei denn, dass die Teilnahme seines
Erachtens im Widerspruch zu dieser Verordnung oder seinen
innerstaatlichen Rechworschriften, einschließlich der Befuq-
nisse und Aufgaben des potenziellen Mitglieds, steht oder dals
die Teilnahme aus Gründen des öffendichen Interesses oder der
öffentlichen Ordnung dieses Mitgliedstaats nicht gerechtfertigt
ist. In diesem Fdl gibt der Mitgliedstaat die Gründe firr die Ver-
sagung der Genehmigung an.

Der Mitgliedstaat entscheidet in der Regel innerhalb einer Frist
von drei Monaten ab dem Tag des Eingangs eines zulässigen
Antrags gemäß Absau 2.

Die Mitgliedstaaten können bei der Entscheidung über die Teil-
nahme dCI potenziellen Mitglieds an dem EVTZ ihre innerstaat-
Iichen Regelungen anwenden.

(4) Die Mitgliedstaaten benennen die Behörden, die für die
Entgegennahme der Mitteilungen und Unterlagen nach Absatz 2
zuständig sind.

(:) Die Mitglieder vereinbaren die in Artikel 8 genannte
Ubereinkunft und die in Artikel 9 genannte Satzung und achten
dabei daraufl dass diese mit der von den Mitgliedstaaten nach
Ab94z 3 des vorliegenden Artikels erteilten Genehmigung in
Einklang stehen.

(p) ]ede Anderung der Übereinkunft und jede wesentliche
Anderung der Satzung edordert die Zustimmung der lv{itglied-
staaten gemäß dem Verfahren dieses Artikels. Eine Andenrng
der Satzung ist wesentlich, wenn sie direh oder indireh einä
linderung der Übereinkunft erfordert.

Artiful5

Enrerb dcr Rcchtspensänlichkeit und Vcröffendichung im
Amtsblatt

ß) Die in Anikel 9 genannte Satzung und jede spätere
llndenrng wird gemäß dln ma{3geblichen- nationalen Richts-
vorschriften des Mitglicdstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz
hat registriert und/oder veröffentlicht. Der EVIZ erwirbt
Rechtspersönlichkeit am Tag dieser Regisuierung oder Veröf-
featlichung, je nachdem, wäs zuerst eintitr Die Mitglieder
untcrrichten die bctroffenen Mitgliedstaaten und den Aussc"huss
der Regionen über die Übereinkunft und die Registrierung und/
oder die Veröffendichung der Satzung.

(2) Der EVTZ stellt sicher, dass beim Amt ftir amthche Ver-
öffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften innerhalb
von zehn Werktagen ab der Regisuierung und/oder Veröffentli-
chung der Satzung die Veröffentlichung einer Bekanntrnachung
über die Gründung des EWZ im Amtsblctt der Europößclvn
Unian beanrragt wird, in der Bezeichnung, Ziele, Mitglieder und
Sitz des EVTZ angegeben werden.

Artikel6

Kontrolle dcr Verwaltung öffcntlicher Miael

(1) Die zustdndigen Behörden des Mitgliedstaars, in dem der
EVTZ seinen Sitz hat, Iiihren die Kontrolle der Verwaltung der
öffentlichen Minel durch den EVTZ durch. Der Mitgliedstaät, in
dem der EVTZ seinen Siu hat, bestimmt die für dilse Aufgabe
zuständige Behönde, bevor er seine Genehmigung zur Teil-
nahme an dem EVTZ gemäß Artikel 4 erteilt.

(2) Besteht nach dem nationalen Rechr der andeten betroffe-
nen Mitgligdstaaten eine entsprechende Anforderung, so rreffen
die Behörden des Mitgliedstaats, in dem der EWZ-seinen Sitz
hat, Vorkehrungen ftir die von den zusrändigen Behörden in
den betroffenen anderen Mitgliedstaaten in deren Hoheiagebiet
durchzufiihrende Kontrolle der donigen Tätigkeiten des eWZ
und für einen Austauscl aller einschlägigen Informationen.

(3) Alle Kontrollen erfolgen gemäß den international aner-
kannten Prüfstandards.

(4) Ungeachtet der Absätze 1, 2 und 3 finden die einschlägi-
gen Rechtsvonchriften über die Kontrolle von durch die
Gemeinschaft ztrr Verfügung gestellten Fonds Anwendung,
sofem die Aufgaben eines EVTZ gemäß Artikel 7 Absaw 1
Unterabsätze 1 snd 2 Maßnahmen umfassen, die von der
Gemeinsc.haft kofinanzien werden.

(5) Der Mitgliedstaät, in dem der EVTZ seinen Sitz hat,
unterrichtet die anderen betroffenen Mtgliedstaaten über iesli-
che Schwierigkeiten bei der Durchführun! der Kontrollen. 

' -

Artikel7

Aufgaben

(1) Der EVTZ fühn die Aufgaben aus, die ihm von seinen
Mitgliedern im Einklang mit dieser Verordnung übertragen wer-
den. Seine Aufgaben werden in der Übereinkunft festgelegt, auf
die siöh seine Mitglieder gemäß den Artikeln 4 und 8 verständi-
8en.

(2) Der EVTZ handelt innerhalb der Grenzen der ihm über-
tragenen Aufgaben, die auf die Erleichterung und Fördenrng
der territorialen Zusammenarbeit zur Stärkung des wirtschaftli-
chen und sozialen Zusammenhalts beschränkt sind und von
seinen Mitgliedern davon ausgehend festgelegt werden, dass
jede einzelne von ihnen nach dem nationalen Recht jedes Mit-
glieds in dessen Zuständigkeiabereich fiillt.

(3) Im Einzelnen sind die Aufgaben des EVTZ vornehmiich
auf die Umsetzung der Programme oder Projekte fir tenitoriale
Zusammenarbeit beschränkt, die durch die Gemeinschaft, ins-
besondere durch den Europäischen Fonds ftir regionale Ent-
wicklung, den turopäisclen Sozialfonds und/odei den Kohä-
sionsfonds, kofinanziert werden.

Der EWZ kann sonstige spezifische Maßnahmen territorialer
Zusammenarbeit zwischen seinm Mitgliedern im Rahmen des
in Artikel I Absatz 2 genannten Ziels mit oder ohne finanzielle
Beteiligung der Gemeiruchaft durchftihren.
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Die l,dtgliedstaaren können die Aufgaben, die der EVTZ ohne
ftnanzielle Beteiligung der Gemeinschaft durchJiihren kann, ein-
scbränken. Zu diesen Äufgaben gehOren jedoch asrindest die
in Artikei 6 der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 aufgeführten
Kooperationsnaßnahmen-

(4) Die dem EVTZ von seinen Mitgliedern übertragenen Auf-
gaben dilirf€n nicfit die Ausübrmg hoheidicher Befugnisse oder
Yerpflichtungen zur Wahrung der allgemeinen Interessen des
Staates oder smstiger öffentlicher Einrichtungen, etwe der Poli-
zei- und Regelungsbefugnis oder der Befugnisse und Yerpflich-
tsngen in den Bereichen fistiz und Außenpolitik betreffen

(5) Die Mitglieder des EVTZ köruren eindrmmig bes&ließea
einem seiner Mitglieder die Druchfiihnrng der Aufgaben des
Veöunds zu iibertragen.

Arükßl8

Übereinkunft

(1) Der EWZ unterliegt einer l}bereinkunfr die seine Mit-
glieder nach Ärtikel 4 einstimmig sc-hließen

(2) In der tlbercinkunft wird Folgardes bestimmc

a) die Bezeichnung des EYIZ trnd sein Sitz, der in einem lvfit-
gliedstaat liegen muss, desen RecJrt mindesteru elnes der
Mitgtieder unterliegt,

b) der Umfang des Gebiets, in dern der EVTZ seine Aufgaben
durctrführen darf,

c) das besondere Ziel und die besorideren Aufgaben des EVIZ,
der Zeitraum seines Bestehens und die für seine Auflösung
geltenden Bedingrurgen,

d) die Liste der Mitglieder des EWZ,

ei das für Auslegrrng und Durchsetärng der Uberdnhrnft
anwendbare R€cht, bei dem es sich um das Redrt des Mit-
glrsdstaats handeh, in dem d€r EVTZ seinen Sitz haq .

0 die erforderlichen Vereinbanurgeu irber die gqenseitige
Anerkennung, einsclrließlicl der gggenseitigen Änerkennrmg
anm Zwecke der Finanzkontrolle, und j

g) die Verfahren zur Andcrung der Übereiukunft, unter Einhal-
tung der Verpflichtungen nach den Artikeln 4 und 5.

Arliful9

Satzmg

{1) Die Sauung des EVTZ wird von den Mitgliedern auf der
Grundlage der (bereinkunft einsdmmig ang€nocnnerr.

(2) Die Satzung des EVTZ enthält mindestens säimtliche
Bestimmungen der Übereinkunft sowie

a) die Bestimmungen uur Arteitsweise der Organe des E'VTZ
und iluen Koppetenzen sowie die Anzahl der Vertreter der
Mitglieder in den betreffendsr Organen,

b) die Entscheidr:ngswrfahren des EVTZ,

c) die Ärbeitssprache(n),

-d) die Vereinbarungen hinsichtlich der Arbeisweise des EVTZ,
insbesondere in Bezug auf die Personalverwalnurg, die Ein-
stellungwerfahen und die Gestaltrrrrg der Aöeitwerträge

e) die Vereinbarungen hinsichdich der Finanzbeiträge der Mit-
glieder sowie der anwendbaren Buchhaltungs- rmd flaru-
haltsregeln - einschließich der Finanzregelrmgen - der
einzelnen Mtglieder in Bezug auf den EYTZ,

f) die Vereinbarung€n hinsichdich der Haftung der ivfitgliedcr
gemäß Ardkel 12 AbsaE 2,

g) dir ftir die Besti4mrmg dcr unabhäagigen externen Rech-
nungsprüfer zrständigeo. Behörden, und

h) die Verfahren zur lindenmg der Sauung, unte3 Einhalumg
der Verpflichtmgen aach den Artikeln 4 und 5.

Ar&El lo

tuftaü dcs EVTZ

(U Der EVTZ hat zumindest folgende Organe:

a) eine Versammlung, die aus den Vertretem der lvfitglieder des
Verbunds besteht

b) einen Direktor, der den EWZ rrerti& und für ihn handeh

(21 Die Satzung i<enn weitere Organe mit eindeutig festge-
Lgt* Befirgnissen vorschen.

(3) Der EYTZ haftet gegenäber Dritten für die Handlungen
seiner Organe, rrnd nnr auch dann, wena solche Handhrngen
nicht zu den Aufgaben des EVTZ gphti'rur.

Arlikcl11

Haushalt

{U Der EVTZ stellt einen jiihrlichen Haushaltsplan auf, dcr
von der Versarnmlung verabschiedet wird und der insbesondene
einen Teil betre{fend die laufenden Kosten sowie erforderlich€n-
falls einen operativen Tcil enthält.

{2) Die Erstellung des Abschlusses, erforderlichenfalls cin-
schliefüch des daargehtirigen Jafnesberichts, sowie die Prtifung
und die offenlegwrg dieses Abschlusses erfolgen nach den
Bestimmungen des Ardkels 2 Absatz 1 Buchstabe c

Artikcl12

Liquidatiou r***rmsffi Zahlungs€instelttilg snd

(1) Sofern in den Absätzen 2 und 3 nich* anderes vorgese-
hen ist, gehen bezüglich der Liquidation, der Zahlungsunfähig-
keit, deiZahhmgselnstelftmg und vergleichbam V€rfahrcn frr
einen EVTZ die Rechtsvoncbriftea des Mitgliedstaats, in dern
der EVTZ seinen Sitz hat.
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(2) Der EWZ haftet für seine Schulden, gleichviel von wel-
cher Art diese sind.

Reichen die Akiva eines EVTZ nicht ars, um seine Verbindlich-
keiten zu dec"ken, so haften seine Mitglieder ftir die Schulden
des EWZ, gleichviel von welcher Art diese sind, sofem die Haf-
tung eines Mitglieds nicht nach Maßgabe des innerstaatlichen
Rechts, dem dieses Mitglied unterlieg, ausgeschlossen oder
beschränkt ist; der Anteil eines jeden Mitglieds wird entspre-
chend seinem Beitrag festgelegt. Die Bestimmungen ftir diese
Beiträge werden in der Satzung festgelegt.

Ist die Hafrung mindestens eines Mitglieds eines EVIZ nach
Maßgabe des innerstaadichen Rechts, dem dieses Mitglied
unterliegt, beschränkt, so können die anderen Mitglieder ihre
Haftung ebenfalls in der Satzung beschranken.

Die Mitglieder können in der Satzung vorsehen, dass sie nach
der Beendigung ihrer Mitgliedschaft in dem EVTZ ftir Veqpflich-
tungen haften, die sich aus Tätigkeiten des EWZ während ihrer
Mitgliedschaft ergeben.

In die Bezeichnung eines EWZ, dessen Mitglieder beschränkt
haften, wird der Zusatz ,,mit beschrlinkter Haftung" aufge-
nommen.

Die fublizität in Bezug auf die Übereinkunft, die Satzung und
die Rechnungslegung eines EVTZ, dessegr Mitglieder beschrlinkt
haften, muss mindestens der Publizität entsprechen, die Rir
andere juristische Personen vorgeschrieben ist, deren Mitglieder
beschrlinkt haften und die dem Recht des Mitgliedstaats unter-
liegen, in dem der EWZ seinen Sitz hat.

Ein Mitgliedstaat kann die Registrierung eines EVTZ, dessen
Mitglieder beschränkt haften, in seinem Hoheisgebiet unt€rsa-
gen.

(3) Unbeschadet der finanziellen Verantvrortung der Mit-
gliedstaaten bezüglich der dem EIfIZ ns Verftigung gestellten
Strukür- und/oder Kohäsionsmittel unterliegen die Mitglied-
staaten in Bezug auf einen ElffZ, dem sie nicht als Mitglied
angehören, keiner finanziellen Haftung aufgrund dieser Verord-
nung.

Artikcl 13

öffcndiches lnteresse

Führt ein EVTZ Tätigkeiten durch, die gegen die Bestimmungen
eines Mitgliedstaats über die öffendiche Ordnung, die öffent-
liche Sicherheit, die öffentliche Gesundheit oder die öffentliche
Sittlichkeit oder gegen das öffentliche lnteresse eines Mitglied-
staats veßtoßen, so kann eine zuständige Stelle dieses Mitglied-
staats diese Tätigkeit in seinem Hoheitsgebiet untersagen oder
die Mitglieder, die seinem Recht unterliegen, verp{licJrten, aus
dem EVTZ aruzutreten, es sei denn, der EVTZ stellt die fragli-
che Tätigkeit ein.

Diese Verbote dürfen kein Mittel zur willktirlichen oder ver-
schleierten Beschränkung der territorialen Zusammenarbeit
zwischen den EWZ-Mitgliedern sein. Die Entscheidung dieser

zuständigen Stelle kann durch eine gerichdiche tnstanz über-
prüft werden.

Artihel 14

Aüflti,rsrmg

(1) Unbeschadet der in der tßereinkunft enthaltenen Bestim-
mungen tiber eine Auflösung ordnet das zustindige Gericht
oder die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem der
EVTZ seinen Sitz hat, auf Antrag einer ein legitimes Interesse
vertretenden zuständigen Behörde die Auflösung des EVTZ an,
wenn es bzw. sie feststellt, dass der EVIZ nicht länger die
Anfondenrngen des Antkds 1 Absau 2 oder des Anikels 7
erftillt, insbesondere bei Feststellung, dass der EVTZ Tätigkeiten
durchführt, die nicht unter die Aufgaben nach A*ikel7 fallen.
Das zrständige Gericht oder die zrständige Behörde unterrich-
tet alle Mitgliedstaaten, deren Recht die Mitglieder unterliegen,
über einen Antrag auf Auflösung eines EVTZ.

(2) Das zuständige Gericht oder die zuständige Behörde
kann dem ElfIZ Zeit zugestehen, um die Situation zu bereini-
gen. Gelingt dies dem EVTZ innerhalb des zugestandenen Zeit-
raurns nicht, so ordnet das zutändige Gericht oder die zustän-
dige Venrdtungsbehörde die Auflösung des EVIZ an.

Arttkcl 15

Gerichdiöc Zuständigkeit

(1) Dritte, die sich durch die Handlungen oder Unterlassun-
gen eines EWZ in ihren Rechten verletzt fiihlen, haben das
Recht, ihre Ansprüche in einem Gerichtsverfahren einzuklagen.

(2) Ist in dieser Verordnung nichts anderes voqgesehen, so
gelten ftir Streitigkeiten, an denen der EVTZ b*efigt ist, die
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften über die gerichtliche
Zuständigkeit. In allen Fällen, die nicJrt in solchen gemein-
schaftlichen Rechtsvonchriften vorgesehen sind, li"gt die
Zuständigkeit ftir die Beilegung von Streitigkeiten bei den
Gerichten des Mitgliedstaats, in dem der EWZ seinen Sitz hat.

Fär die Beilegung von Streitigkeiten bezüglich ,trtikel 4
Absätze 3 oder 6 oder Artikel 13 sind die Gerichte des Mit-
gliedstaas zuständig, dessen Entscheidung angefochten wird.

{3) Durch diese Verordnung sind die Btirger nicht gehindet,
ihre nationalen rnerfassungsmäßigen Rechte auszuüben, um
gegen öffentliche Stellen, die Mitgiieder eines EWZ sind
Rechtsmittel einzulegen in Bezug auf

a) Verwaltungsentsc.heidungen, die von dem EVTZ durchge-
ftihrte Tätigkeiten betreffen,

b) Zugang zu Dienstleishrngen in ihrer eigenen Sprache und

c) Zugang zu lnformationen.

In diesen Fällen sind die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig,
aus dessen Verfassung das Recht auf Einlegung von Rechtsmit-
teln erwächst.
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Artihcl 16

Scllussbestimmungen

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Vorkehnrn-
gen für eine wirksame Anwendung dieser Verordnung.

Ist dies nach dern nationalen Reclt eines Mitgliedstaats erfor-
derlich, so kann dieser Mitgliedstaat eine endröpfende Liste der
Aufgaben erstellen, die die seinem Recht untediegenden Mi*
glieder eines EVTZ im Sinne des Artikels 3 Absau 1 bereits in
Bezug auf die tenitoriale Zusarnmenarbeit in diesem Mitglied-
staat habefl.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission und die ande-
ren Mitgliedstaaten entsprechend über alle Bestimmungen, die
sie nach Maßgabe dieses Artikels eriassen haben.

(2) Die Mitgüedstaaten können vorsehen, dass im Zusam-
menhaqg mit der Registrierung der lJbereinkunft und der Sat-
zung Gebtihren erhoben werden. Diese Gebühren dürfen
jedoch die jeweiligen Vemraltungskosten nicht übersteigen.

Im Nelmm da Europöischn P nlsmenß

Der Fräsidart

I. BORRELT FONTELLES

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unminelbar in jedem Mitghed-
staat.

Geschdren zu Straßburg am 5. Juli 2006.

ArtihEI 17

Bericht und Überprüfinssklausel

Bis 1. August 2011 legt'die Kommission dem Europäischen
Parlament und dem Rat einen.Bericht tiber die Anwendung die-
ser Verordnung sowie gegebenenfalls Yorschläge firr Andirun-
gen vor.

Afühct 18

Inlcrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amßblatt dn EuropfrschenlJnion in Kraft.

Sie gilt spätestens ab dem 1. August 2007, mit Ausnahme des
Anikels 16, der ab dem 1. August 2006 gilt.

ImNancn d*Ratzs

Die F.ösidffitin

P. TEHTO}TÄKI


